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Zu dem diesjährigen Nationalitätenkongress haben sich die 

Vertreter der folgenden nationalen Gruppen eingefunden: Bul-
garen aus Rumänien, Catalonier aus Spanien, Deutsche aus der 
Tschechoslovakei, Italien, Estland, Lettland, Rumänien, Jugo-
slavien, Polen und Ungarn, Juden aus Polen, Tschechoslovakei, 
Rumänien, Bulgarien und Lettland, Russen aus Estland, Polen, 
der Tschechoslovakei und Rumänien, Slowenen und Kroaten aus 
Italien, Slowenen aus Österreich, Tschechoslovaken aus Öster-
reich, Kroaten aus Österreich, Ungarn aus der Tschechoslova-
kei, Rumänien und Jugoslavien, Ukrainer aus Polen und Ru-
mänien, Litauer aus Polen, Schweden aus Estland. Die Weiss-
russen aus Polen waren aus von ihnen unabhängigen Gründen 
nicht in der Lage, den Kongress zu beschicken. Entschuldigen 
liess sich die deutsche Gruppe in Dänemark. 

Die Eröffnung des Kongresses vollzog auch in diesem 
Jahre der Präsident der Nationalitätenkongresse Dr. Josip Wil-
fan, der unter den anwesenden Gästen insbesondere den um 
das Nationalitätenproblem hochverdienten Vorsitzenden der Min-
derheitenkommission des Weltverbandes V. B. Ligen, Sir 
Willoughby Dickinson, den Waleser Abgeordneten Mr. F. 
Llewellyn-Jones, und den Delegierten der rumänischen Regie-
rung Ghiţa Pop, begrüsst. Als neu hinzugetreten werden von 
ihm die litauische Gruppe in Polen, die russische Gruppe in 
Rumänien und die schwedische Gruppe in Estland besonders 
willkommen geheissen. Die polnischen Minderheiten, sowie die 
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Dänen und die Wenden aus Deutschland sind auch in diesem 
Jahre nicht erschienen. Präsident Wilfan bedauert das umso 
lebhafter, als bereits vor dem letzten Kongress eine weitge-
hende programmatische Einigung zustandegekommen war. 

Nach Erledigung des formalen Teiles geht Dr. Wilfan dazu 
über, einen Rückblick auf die Tätigkeit der Organe des Kon-
gresses im vergangenen Jahr zu geben, und betont dabei die 
grosse Bedeutung welche eine politische Betätigung besonderer 
Art gewonnen hat. Dadurch, dass die Delegierten nicht nur 
Mitglieder einer nationalen Minderheit, sondern auch Volksge-
nossen eines Nationalstaates sind, ergab sich von selbst die 
Möglichkeit, Versuche zur Beeinflussung der Nationalitätenpoli-
tik dieser Staaten zu unternehmen. Diese Versuche sind viel-
fach nicht ohne Erfolg geblieben. 

Als erfreuliches Symptom für den Fortschritt der vom 
Kongress vertretenen Ideen erwähnt Dr. Wilfan die verschie-
denen überstaatlichen nationalen Zusammenkünfte, welche in 
der letzten Zeit stattgefunden haben. So den allpolnischen Kon-
gress in Warschau, das auslandungarische Treffen in Budapest, 
die Münchner Tagung des Verbandes der deutschen Volksgrup-
pen und die schwedische Tagung in Mariahamn. Gerade diese 
überstaatliche Organisation der Völker sei geeignet, die Natio-
nalstaaten bei der Pflege nationalkultureller Aufgaben zu unter-
stützen. Man müsse nur wünschen, dass diese periodischen Zu-
sammenkünfte sich mit der Zeit zu ständigen Organisationen 
entwickeln möchten. In diesem Zusammenhange stellt Dr. Wil-
fan den anziehenden Gedanken zur Erwägung, ob nicht gerade 
diese überstaatlichen völklichen Vereinigungen geeignet sind, 
die Staaten zu entlasten und in die Bresche zu treten, wenn 
die Staaten sich in Zukunft entschliessen, sich in Erfüllung des 
Minderheitenschutzes in kulturpolitischer Hinsicht Beschränkun-
gen aufzuerlegen. 

Der nun folgende Teil der Rede Wilfan’s gilt der inner-
staatlichen Entwicklung des Nationalitätenproblems. An erster 
Stelle verweist er in diesem Zusammenhange auf die Neurege-
lung des polnischen Schulwesens in Preussen. Er wolle die 
Bedeutung der preussischen Schulverordnung weder über- noch 
unterschätzen. Jedenfalls aber verdiene hervorgehoben zu wer-
den, dass sie von einem Staat erlassen wurde, der durch keine 
Minderheitenschutzverträge gebunden ist. Darin könne man den 
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Beweis dafür erblicken, dass auch solche Staaten ihren Min-
derheiten gegenüber. Pflichten haben und diese Pflichten auch 
anerkennen. Es sei nur zu wünschen, dass sowohl die Mehr-
heit als auch die Minderheit diese Verordnung richtig auslegen 
und richtig verwenden. Man werde sagen, dass Preussen sich 
zu der Reform entschlossen habe, weil es wünschte, seinen 
Volksgenossen im Ausland das moralische Recht zu geben, nun 
auch ihrerseits eine entsprechende Behandlung zu verlangen. 
Das sei vielleicht richtig, aber auch lobenswert. Auf alle Fälle 
sei der Anblick einer Regierung erbaulicher, die sich ihren 
Volksgenossen zuliebe entschliesst, ihren eigenen Minderheiten 
Freiheiten einzuräumen als der Anblick einer solchen, die von 
ihren Volksgenossen Opfer verlangt um ihre Minderheiten 
schlecht behandeln zu können. Redner hofft, dass die Schul-
verordnung künftig auch auf diejenigen Minderheiten Deutsch-
lands, auf die Wenden und Litauer, ausgedehnt wird, welche 
deren Vorzüge noch nicht geniessen. 

In Rumänien habe der Chef der Regierung das feierliche 
Versprechen abgegeben, das Nationalitätenproblem in seinem 
Staate durch eine umfassende und generale Verordnung zu re-
geln. Das sei umsomehr zu begrüssen, als bereits der erste 
Schritt zur Verwirklichung dieses Versprechens getan wurde: 
der zur Regierungspartei gehörige rumänische Abgeordnete Gh. 
Pop hatte den Auftrag erhalten, eine Studienreise zur Erfor-
schung des Nationalitätenproblems zu unternehmen und werde 
seine Reise mit einem Besuch des Kongresses beginnen. Die 
Frage der Kärntner Kulturautonomie sei auf einem toten Punkt 
angelangt. Hier liege der Frage ein tieferes Problem zugrunde, 
nämlich das Problem des Lebensrechtes der Schwachen. Dieses 
Problem sei auf dem Gebiet der sozialen Fürsorge längst ge-
löst. Nun aber entstehe die Frage, inwieweit auch im Leben 
der Völker der Schwache einen Anspruch auf die Respektierung 
seines Daseinsrechtes, einen Anspruch auf Unterstützung habe. 
Eine Minderheit sei ja immer mehr oder weniger vom guten 
Willen der Mehrheit abhängig. 

Nach einem kurzen Hinweis auf die nationalitätenpolitische 
Betätigung der Interparlamentarischen Union und des Weltver-
bandes der Völkerbundligen kommt Dr. Wilfan zum Kernpunkt 
des diesjährigen Tagungsprogramms, der Frage Völkerbund und 
Minoritäten. Die Kritik gelte hier nicht so sehr der Organisa-
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tion und den Mitgliedstaaten als den Methoden der Zusammen-
arbeit, welche im Völkerbund gepflegt werden. Die Entwicklung 
habe schon heute die Entschlüsse der Madrider Ratstagung über-
holt. Denn es sei ausgeschlossen, dass es bei der Verfahrens-
reform bleibt. Aristide Briand habe im vorigen Jahr im V. B. 
mit echtem Gefühl hervorgehoben, dass allem anderen die In-
teressen der Friedenswahrung vorangingen. Auch die Rechte 
der Minderheiten müssten geopfert werden, wenn die Erhaltung 
des Friedens das verlange, nach Briand sei aber auch die Wah-
rung der Souveränität der Staaten das Hauptziel des V. B. Es 
handelt sich nun darum, eine richtige Rangordnung zwischen 
diesen beiden ideellen Gütern aufzustellen. Es sei anerkannt, 
dass die Spannung von Volk zu Volk, die Ungelöstheit des 
Nationalitätenproblems eine der permanentesten und brennends-
ten Gefahren für den Frieden ist. Wer den Frieden, dieses 
höchste Gut aller Völker, an die erste Stelle rückt, der dürfe 
nicht zugeben, dass man hier zu kleinen Palliativmitteln greift. 
Er müsse vielmehr verlangen, dass das Minoritätenproblem in 
seiner Gänze angepackt und aufgerollt werde. (Lebhafter Bei-
fall) Im Übrigen sei ja ein Völkerbundspakt auch nicht die 
Wahrung der Souveränität der Mitgliedstaaten als Zweck des 
Völkerbundes aufgestellt, sondern die Wahrung ihrer Unabhän-
gigkeit. Eine schrankenlose Souveränität würde den Staaten das 
Recht geben, auch die Sklaverei wieder einzuführen. Solch eine 
Auffassung der Souveränität könne nicht der Daseinszweck des 
Völkerbundes sein. Die Unabhängigkeit werde keineswegs ge-
hindert, wenn sich alle einer Rechtsordnung unterwerfen. Hier 
liege der Schlüssel des gesamten Problems. Nicht die Reform 
des Verfahrens, nicht die Erweiterung der bestehenden Schutz-
verträge, sondern die Generalisierung des Minderheitenrechtes 
sei die wirkliche Lösung. Es sei Zeit, ernst mit den Prinzipien 
zu machen, die der Völkerbund 1922 proklamierte, als er sei-
nen Mitgliedern in feierlichster Weise empfahl, ihren Minder-
heiten mindestens die gleichen Rechte einzuräumen, wie sie die 
Minderheitenschutzverträge vorsehen. Der V. B. muss sich da-
von überzeugen, dass dieser Appell sich als unzulänglich erwie-
sen hat und dass es an der Zeit- ist, an seiner Stelle eine 
Rechtsordnung zu setzen, die Alle zwingt, die damals prokla-
mierten Grundsätze zu verwirklichen. 

Zum Schlusse seiner Rede verleiht Wilfan der Überzeu-
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gung Ausdruck, dass die Arbeit des Kongresses gar nicht so 
sehr den einzelnen Gruppen, wie dem Gesamtfortschritt der 
Menschheit dient. Diese Überzeugung habe die Delegierten 1925 
zum ersten Mal zusammengeführt. 

Auf Antrag Dr. Besednjak’s wird das Kongresspräsidium 
in folgendem Bestande niedergesetzt: Präsident Dr. Josip Wil-
fan, ehemaliger slowenischer Abgeordneter im italienischen Par-
lament, Prof. Kurtschinsky, ehemaliger russischer Abgeordneter 
im estländischen Parlament, Prof. Dr. Maspons i Anglassell, 
(Catalonier) Mitglied der Rechtsakademie in Barcelona, Dr. D. 
Lewickji, ukrainischer Abgeordneter im polnischen Sejm, Leo 
Motzkin, Präsident der jüdischen Delegationen in Paris, Dr. Paul 
Schiemann, deutscher Abgeordneter im lettländischen Landtag 
und Dr. Géza von Szüllő, ungarischer Abgeordneter im tsche-
choslovakischen Parlament. 

Nach der Eröffnungsrede des Präsidenten erhielt das Wort 
der Waleser Abgeordnete Mr. F. Llewellyn-Jones. 

Mr. Jones überbringt dem Kongress die guten Wünsche 
nicht nur seiner Waleser Landsleute, sondern auch der Wale-
ser Völkerbundliga. Wenn auch Wales keinen grossen Raum 
auf der Karte der Welt einnimmt, so bildet es doch ein Glied 
in der Reihe der nationalen Minderheiten Europas und hat so-
mit Anteil an einer der wichtigsten Fragen internationaler Politik. 

Mr. Jones will nicht auf die langen Kämpfe zurückkommen 
die das Waleser Volk für die Anerkennung seiner Eigentüm-
lichkeiten zu führen hatte. Wenn man die heutige Lage kurz 
kennzeichnen will, so ist festzustellen, dass überall, wo welsch 
gesprochen wird, diese Sprache offiziell ist, auch in staatlichen 
Belangen. Von Interesse dürfte das Ausmass sein, in dem welsch 
im Unterricht gebraucht wird Zur Zeit noch, als Mr. Jones die 
Schule besuchte, wurde die Welscher Sprache völlig vernach-
lässigt, da selbst Welscher Nationalisten glaubten, dass die 
Waleser Jugend, um mit den Engländern erfolgreich konkur-
rieren zu können, dieselbe Ausbildung fürs Leben wie diese 
durchmachen müsse. Gegen Ende des Jahrhunderts hat sich 
hier ein völliger Wandel vollzogen, und heute spielt die Wale-
ser Sprache im Schulgebrauch eine erhebliche Rolle. In den 
Elementarschulen wird die erste Zeit ausschliesslich in welsch 
und erst in den letzten Jahren auch in englisch unterrichtet, in 
den Sekundärschulen sind beide Sprachen gebräuchlich. Es 
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herrscht keine Unterscheidung, wie in den meisten europäischen 
Staaten zwischen welsch und englisch unterrichtenden Schulen, 
sondern alle Kinder besuchen dieselben Unterrichtseinrichtungen. 

Lange Kämpfe wurden geführt, bis die Waleser Sprache 
auch im Gerichtsgebrauch zugelassen wurde. Heute wird von 
jedem, an ein Lokalgericht ernannten Richter gründliche 
Kenntnis der Waleser Sprache verlangt, und wenn auch die 
Prozedur in englisch geführt wird, so kann doch z. B. ein Ad-
vokat, wenn es sich um Waleser Klienten handelt, die Waleser 
Sprache gebrauchen. 

In den letzten Jahren hat die Einrichtung der lokalen 
Selbstverwaltung einen starken Aufschwung genommen und 
wenn sich im Sprengel einer solchen Lokalverwaltung eine 
welschsprechende Mehrheit befindet, so wird die Waleser 
Sprache als Dienstsprache gebraucht. 

Es ist hervorzuheben, dass zwischen Engländern und Wa-
lesern keine grundsätzlichen Divergenzen stehen, und die Re-
gierung hat es selbst in den Tagen, als man der Minderheit 
noch nicht die nötige Beachtung schenkte, verstanden, eine 
Politik zu führen, an der die Waleser mit Aufrichtigkeit teil-
nehmen konnten. In offiziellen Berichten, Jahrbüchern u. s. w. 
wird man irgendwelche Zeichen von Verschiedenheiten zwi-
schen Engländern und Walesern kaum bemerken, sie arbeiten 
zusammen an denselben Zielen für ihr gemeinsames britisches 
Reich, aber dies ist nur solange möglich, als man den Waleser 
Eigenheiten, ihrer Sprache und Kultur Rechnung trägt und 
somit den Voraussetzungen gerecht wird, die auch in Europa 
für einen wirklich dauerhaften Frieden bestehen. 

Sir Willoughby Dickinson, Vorsitzender der Minderheiten-
kommission des Weltverbandes V. B. Ligen behandelt die wis-
senschaftliche und moralische Seite des Minoritätenproblems. 
Die Illoyalen sind die vereinzelten Ausnahmen, die Mehrzahl 
der Minderheiten wünscht positive Arbeit im Rahmen der Staa-
ten zu lösen. Er sagt: Gebt den Minderheiten Gelegenheit, 
selbst ihre Kulturaufgaben in die Hand zu nehmen. 

Soll das Kind eine oder zwei Sprachen lernen? Es liegt 
im eigenen Vorteil der Schulkinder (zur eventuellen Erlangung 
von Stipendien und anderen Vorteilen) die Mehrheitssprache 
zu kennen. Auch ist es angezeigt, dass das Kind beizeiten die 
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Gefühle der Mehrheit, in der es lebt, kennen lerne, und dazu 
gehört natürlich auch die Mehrheitssprache. 

Es wäre wünschenswert, dass der Völkerbundsrat gründ-
licher als bisher die Ursachen der Unzufriedenheit der Minder-
heiten studiere. Der Redner sieht absolut keinen Grund, wes-
halb die Staaten dem Völkerbundsrat nicht ihre Regelungs-
massnahmen der Minderheitenfragen unterbreiten sollten. 

Der Völkerbund sollte sowohl mit den Regierungen, als 
auch mit den Minderheiten zusammenarbeiten, um diese Prob-
leme nutzbringend zu lösen. 

Die Gerechtigkeit will sich Bahn brechen und wenn der 
Völkerbund ihr dazu verhilft, wird er sich ein unschätzbares 
Verdienst um den Weltfrieden erwerben. 

Der catalonische Delegierte, Herr Joan Estelrich, führt aus, 
dass der Ausschuss der Minoritäten seit dem vorjährigen Kon-
gresse sich eingehend mit dem Studium der Tätigkeit des Völ-
kerbundes mit Bezug auf die Minderheiten befasst hat und sich 
auch viele andere internationale Organisationen mit dieser Frage 
beschäftigen. 

Redner vergleicht die Entwicklung der Minoritätenfrage 
mit einem fünfaktigen Drama und bezeichnet diese 5 Akte wie 
folgt: 

Erster Akt: Aufnahme der Frage der Minoritäten in die 
Tagesordnung des Völkerbundes. 2. Akt: Lugano. 3. Akt: Genf 
im Monat März. 4. Akt in den Kulissen der Diplomatie. 5. Akt: 
Der Völkerbundsrat in Madrid. 

Fünf Tage nach Schluss des letztjährigen Minderheiten-
kongresses ergreift der holländische Aussenminister die Initia-
tive, unterstützt vom Schweizer Motta und dem Österreicher 
Seipel. Redner fährt fort, dass Zaleski behauptet hätte, dass 
das Dreier-Comité des Völkerbundes zu Gunsten der Minder-
heiten geschaffen sei: Wir, sagt H. Estelrich, behaupten das 
Gegenteil. Diese Kommission zieht die Probleme aus der öf-
fentlichen Diskussion. Am 15. September v. J. brach der Sturm 
los, gelegentlich der Weigerungen des Deutschen Volksbundes. 

Die Vorschläge des Herrn Dandurand hätten weder die 
Majoritäten, noch die Minoritäten befriedigt. Aber er sowohl als 
Stresemann widersetzen sich mit Recht der Assimilierungsthese 
Mello Franco’s. Zaleski habe in seiner Auslegung der Minder-
heitenverträge vergessen, dass diese nicht zur Schädigung der 

319 



Staaten geschaffen wurden, sondern zu ihrem Schutze. Redner 
führt die Worte Briands an, der gesagt habe, dass es einen 
Übernationalismus bedeuten würde, wenn man den Klagen der 
Minderheiten gegenüber den Staaten zu sehr nachgeben würde. 
Aber es wäre ein Übernationalismus, wenn der Völkerbund der 
Souveränität der Staaten zu viel nachgeben wollte! 

Was ist der grösste Vorteil der Enquête Adatci? Dass sie 
14 Staaten Gelegenheit gab in 11 Erklärungen ihren Stand-
punkt zu entwickeln. 

Was man befürchtet hatte, trat ein, die Meinungen wur-
den fast garnicht beachtet. Der Bericht Adatci war völlig unzu-
reichend und bildet keine aussichtsreiche Verhandlungsbasis. 
Das sind die Ergebnisse des letzten Jahres. Sie sind nicht sehr 
befriedigend. 

Macdonald habe seine Erklärungen bezüglich der Minder-
heiten leider dadurch abgeschwächt, dass er erklärte, dieselben 
nur als Publizist abgegeben zu haben. Jedoch werde er bei der 
Völkerbundsversammlung für die Minderheiten das Wort ergrei-
fen. Es folgt ein Hinweis auf den Bericht Studer (Interparla-
mentarische Union), der die berechtigten Klagen der Minder-
heiten hervorhebt, denen Rechenschaft getragen werden muss. 

Redner verweist auf die Broschüre von Martin, in welcher 
er Einverleibung des allgemeinen Minderheitenschutzes in das 
Statut des Völkerbundes vorschlägt. Selbst wenn alle Staaten 
freiwillig den Minderheitenschutz einführten, würde das doch 
nicht die Garantie und die juristische Bedeutung einer in den 
Pakt aufgenommenen Obligation bilden. Solange keine allge-
meinen Massnahmen getroffen werden, besteht keine Hoffnung 
auf Ausgestaltung der Minderheitenrechte, da die zum Schutz 
verpflichteten Staaten sich stets benachteiligt fühlen und keine 
stärkere Belastung auf sich nehmen wollen. 

Die Schwäche des Völkerbundes könnte zur Anwendung 
vorkriegszeitlicher Methoden führen, denn wo die Wege des 
Rechtes verschlossen sind, rückt die Gefahr kriegerischer Lö-
sungen in den Vordergrund. 

Abgeordneter G. v. Szüllő hielt die folgende Rede: 
La IV-ième Conférence internationale des Minorités a clo-

turé ses travaux dans l’espoir qu’à la session de son dixième 
anniversaire la S. d. N. comprendra que la procédure suivie 
jusqu’à présent dans le domaine des minorités n’était pas à 
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même d’apporter une solution favorable à ce problème difficile 
et de grande envergure. La quatrième Conférence fut remplie 
de l’espoir que les points de vue soutenus par M. Dandurand, 
l’éminent représentant du Canada, et par M. Stresemann, Mi-
nistre des Affaires étrangères d’Allemagne, seraient adoptés. 
Les chefs des minorités avaient l’impression que l’atmosphère 
s’était améliorée et que les dirigeants de la S. d. N. avaient 
abandonné la voie suivie par eux pendant dix ans. 

Au cours de ces dix années, on n’a fait autre chose que 
cacher la stérilité des travaux effectués par l’institution d’un for-
malisme rigide; pendant ces dix années, on a graduellement 
détruit les grands espoirs qui accueillirent la création de la S. 
d. N.; enfin, ces dix années ne signifient autre chose qu’un 
attachement opiniâtre aux institutions créées aux début, à un 
moment où les uns étaient avides de vengeance et les autres 
épuisés de souffrance. 

On nous a promis de résoudre le problème des minorités 
dans un esprit de liberté, on nous a promis de régler les droits 
des minorités dans le même esprit large que la liberté de cons-
cience. La foi que nous avons accordée à ces promesses est 
disparue et aujourd’hui nous trouvons en face d’un bureaucra-
tisme sans âme et sans coeur qui n’a d’autres but que de conser-
ver tout ce que les vainqueurs ont acquis et de maintenir cette 
paix qui n’est pas celle des âmes, de maintenir cette tranquillité 
apparente qui cependant n’est pas la paix, mais le silence im-
puissant des vaincus. 

Les tyrans justifiaient toujours leurs actes par la nécessité 
de maintenir la paix — il suffit de penser à la Sainte Alliance 
—; pour conserver la paix et la tranquillité ils ont opprimé les 
consciences, mais ces tendances oppressives ont toujours échoué, 
parce qu’on peut subjuguer les hommes et les peuples, mais les 
idées demeurent libres et agissent! 

Si le Conseil de la S. d. N., absorbé par sa propre ad-
miration ne s’aperçoit pas que quelque chose n’est pas en ordre 
dans le monde, nous, minorités, ne nous décourageons pas: 
puisse ce fait nous stimuler à un travail plus intense pour que 
la S. d. N. reconnaisse un jour que nous ne nous lasserons pas 
de proclamer, tant que la question de l’égalité juridique des 
Nations ne sera pas résolu, que l’on ne saurait parler de paix, 
mais seulement de pacification. 
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Les justes efforts des minorités se heurtent à deux sortes 
d’obstacles. Ils sont entravés d’un côté par les Etats liés par 
les traités des minorités et de l’autre par ceux qui ne le sont 
pas, Il est intéressant d’étudier — et il est de notre devoir de 
le faire, — comment se poursuit cette lutte dont la base est 
que, d’une façon ou de l’autre, nous, minorités, devons être 
empêches d’atteindre nos justes revendications. Les mesures 
prises servent d’une manière directe ou indirecte à la même 
fin, qui est d’étouffer nos réclamations. L’une de ces tendances 
oppressives — susceptible de tromper les gens de bonne foi — 
se cache derrière le droit naturel à l’égalité. Elle désire que la 
protection des minorités ne soit pas une obligation incombant 
à 11 Etats et placée sous le contrôle de la S. d. N., mais qu’elle 
soit élargie au monde entier, que les devoirs prévus par les 
Traités des minorités incombent à tous les pays où il y a une 
minorité nationale, où il y a une conscience nationale et une 
race étrangère. Voilà la difficulté. Cette thèse est de prime 
abord très sympathique, parce qu’elle parait élargir et non pas 
limiter les droits assurés aux Minorités par les Traités. Mais le 
point saillant en est que le but direct de ces désirs ne consiste 
point à assurer la protection à des minorités non protégées 
jusqu’à présent et à imposer ces obligations à des Etats non 
liés par elles, mais de se libérer des obligations existantes par 
le moyen appelé en logique: reductio ad absurdum. On invoque 
des arguments plausibles à l’appui de cette thèse. On prétend 
que l’esprit de la S. d. N. exige que tout Etat, petit ou grand 
ait les mêmes droits, car la Souveraineté et l’indépendance ne 
dépendent point de la superficie. Partant, si en vertu des Traités 
des minorités les grands ont le droit de contrôler les petits, la 
S. d. N. est en contradiction avec elle-même, car en blessant 
la souvéraineté des petits et l’accord des privilèges aux grands, 
et par conséquent crée des inégalités. Mais ce „Syllogismus 
cornutu” s’effondra tout de suite si nous prenons en considé-
ration le fait que la signature de ces traités dépendant unique-
ment de la volonté indépendante de ces Etats. Le contrat issu 
du libre arbitre, des parties signifie une obligation, comme le 
dit le droit romain: obligatio est juris vinculum. Cependant cette 
obligation, résultant de la signature apposée, n’est pas une of-
fence à la Souveraineté. 

Les politiciens qui, par leur propagande antiminoritaire, 
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ont l’air de lutter pour la souvéraineté de la liberté des petits 
Etats, ne défendent pas cette cause, mais en réalité, ils tendent 
à ajourner l’observation des conditions dont l’acceptation a été 
érigée par la Conférence de la paix en tant que conditions con-
structives des traités. Les grandes puissances existantes ont pris 
part à la Conférence de la paix et elles y ont créé des Etats 
successeurs inexistantes auparavant. La création de ces nouveaux 
Etats était subordonnée à certaines conditions qu’ils ont accep-
tées et selon le vieux principe juridique volunti non fit injuria. 

Si une partie des Etats sont liés par certaines obligations, 
et que d’autres ne le sont pas, il ne s’ensuit point que les Etats 
liés doivent être libérés de leurs obligations; au contraire la 
conséquence de cet état de choses est que les obligés doivent 
avant tout remplir leurs obligations, après quoi ils peuvent exi-
ger que les mêmes obligations soient imposées aux autres. Leur 
exigence ne saurait avoir un effet suspensif dans la vie des 
Nationalités. 

Je ne puis assez exprimer ma satisfaction de ce que les 
négociations qui eurent lieu au sujet des minorités, ont abouti 
malgré tout à un seul résultat heureux. Sir Austen Chamberlain, 
ancien Ministre des affaires étrangères de l’Empire britannique 
a déclaré de la manière la plus correcte — digne de son grand 
passé — qu’il répudiait toute communauté adepte de la fameuse 
thèse de Mello Franco et qu’il reconnaissait au nom de la 
Grande Bretagne que le but des traités pour la protection des 
minorités n’était pas du tout d’amalgamer et d’anéantir les mi-
norités, mais d’affermir et de garantir l’existence des âmes na-
tionales. 

Si aujourd’hui, à l’orée de notre cinquième congrès, nous 
ne sommes pas à même de constater les résultats sur lesquels 
nous avons compté avec certitude il y a un an, ne perdons 
toutefois pas courage, parce que nous aussi pouvons affirmer 
que la Vérité est en marche! 

Prof. Dr. Kurtschinsky (Russe aus Estland) betont das leb-
hafte Interesse, welches die russischen Gruppen an der inter-
nationalen minoritätenpolitischen Arbeit nehmen. Das gehe 
schon aus dem Raume hervor, die diesen Fragenkomplex der 
kürzlich in Riga abgehaltenen Tagung der russischen Minder-
heiten einnahm. Speziell im Nationalitätenkongress erblickten 
die Russen ein wertvolles und wirkungsvolles Instrument, um 
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die Situation ihres Volkstums zu verbessern. Die Russen neh-
men an der Arbeit dieses Kongresses so gern und so intensiv 
teil, weil sie davon überzeugt sind, dass sie dem wahren Fort-
schritt und dem Frieden der Menschheit dient. 

Leo Motzkin spielt auf die schweren antisemitischen Ex-
cesse an, die sich in letzter Zeit in einem nordosteuropäischen 
Staate und in Palestina ereignet haben. Er habe sich früher oft 
gefragt, was der auf den Schutz des Lebens und des Eigentums 
bezügliche Punkt eigentlich in den Minderheitenschutzverträgen 
zu tun habe. Die Ereignisse der letzten Zeit hätten mit schmerz-
licher Deutlichkeit gezeigt, wie nötig auch diese scheinbare 
Selbstverständlichkeit war. 

Weiter geht Redner auf die nationalitätenpolitische Tätig-
keit des Völkerbundes ein. Die Enttäuschung, welche man er-
lebt habe, sei nicht eingetreten, weil die erzielten Resultate ge-
ring waren. Man habe von vornherein gewusst, dass nicht gleich 
und sofort greifbares zu erreichen wäre. Geschmerzt habe viel-
mehr die Art, wie das Nationalitätenproblem behandelt wurde. 
Als Dr. Stresemann seine grosse Rede im Völkerbund hielt, 
habe man ja auch nur deshalb so lebhafte Genugtuung empfun-
den, weil das Problem endlich einmal von der hohen Tribüne 
des Völkerbundes in so tiefschöpfender innerlicher und ernster 
Art verkündet wurde. Als Procopé und andere das gleiche Ver-
ständnis an den Tag legten, da habe man gewusst, dass man 
auf den rechten Weg ist. Die Angriffe und Anspielungen auf 
die Führer der Minoritätenbewegung, welche gleichzeitig von 
anderer Seite erfolgten, hätten ihn kalt gelassen, obwohl er 
wusste, wie einflussreich begabt, ja genial der betreffende Po-
litiker ist. Wenn man die Minderheitenführer beschuldigt habe, 
das Problem aufzubauschen um persönlich Karriere zu machen 
— à la bonheur. Schwer getroffen habe ihn aber, dass man es 
für möglich hielt, über die hohe Idee des nationalen Selbster-
haltungsrechtes zu spotten und zu lachen. Welches Recht haben 
denn überhaupt die Nationalstaaten, wenn man über die Volks-
tumsidee lacht. (Lebhafter Beifall.) Weiter wendet sich Motzkin 
gegen den Vorwurf, dass der Kongress sich zu stark auf ideen-
mässige Dinge beschränkt habe. Er sei sich nur zu gut dessen 
bewusst, wie leicht es wäre, Beifall zu ernten, wenn man mit 
der Darlegung konkreter Nöte käme. Viel wichtiger als das 
aber sei die Verbreitung und Ausarbeitung der Gedankengänge. 
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Man habe ja auch die Genugtuung, dass die Welt begonnen 
hat, sich mit den Ideen und Gedankengängen des Kongresses 
eingehend zu beschäftigen. Man habe gesagt, dass der Nationa-
litätenkongress und die Nationalitätenbewegung eine Gefahr für 
Europa darstellt. In Wirklichkeit liegen die Dinge aber so, dass 
die Minderheiten eine viel grössere Gefahr darstellen würden, 
wenn sie sich nicht zusammengeschlossen hätten um für die 
Lösung des Nationalitätenproblems zu kämpfen. 

Dr. P. Schiemann (Deutscher aus Lettland) erkennt an, 
dass die Verfahrensverbesserungen, welche auf der Madrider 
Ratstagung angenommen wurden, einen Fortschritt darstellen. 
Aber das was in Madrid geschah, könne keineswegs befrie-
digen und zwar weniger wegen der Geringfügigkeit der Resul-
tate, als wegen des Geistes, aus welchen heraus dort verhandelt 
wurde. Selbst das glänzendste Verfahren nützte nichts, wenn 
der gute Wille fehlt. Der Grundirrtum, welcher eine Besserung 
dieses Geistes verhindert, ist immer wieder die falsche Vorstel-
lung, als ob die schlimme Lage der Minderheiten einfach durch 
die Grenzziehung gegeben und nur durch neue Grenzziehungen 
zu beheben sei. Aus dieser Vorstellung heraus versuche man 
immer wieder den Minderheiten Steine statt Brot zu reichen. 
So peinlich es sei gerade diesem Forum immer wieder mit 
einer Selbstverständlichkeit zu kommen, so notwendig sei es, 
auch heute zu betonen, dass es sich bei der Arbeit des Natio-
nalitätenkongresses darum handelt, wie für die Nationalitäten in 
den gegebenen Grenzen Lebensmöglichkeiten geschaffen wer-
den können. Es sei nicht so, dass entweder die Minderheit oder 
der Staat allein befähigt seien, das Nationalitätenproblem zu 
lösen. Nur die Zusammenarbeit beider kann dazu führen. Kürz-
lich habe ein bekannter europäischer Politiker Paneuropa zur 
Diskussion gestellt. Wer, wenn nicht die Minderheiten wissen 
wie notwendig ein Zusammenschluss Europas ist. Aber, gerade 
weil sie das einsehen, müssten sie betonen, dass ohne Be-
schwichtigung des nationalen Hasses ein einiges Europa einfach 
nicht erzielt werden kann. Es gebe einen Nationalismus, der 
dem Hass entspringt. Dieser Nationalismus führe notwendiger-
weise zu Imperialismus und Friedensstörung. Es gebe aber auch 
einen Nationalismus, der in der Liebe zum eigenen Volkstum 
wurzelt, und dieser Nationalismus sei es, der den Weg zur Er-
lösung zu weisen berufen ist. Zum Schlusse seiner Rede wendet 
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sich Dr. Schiemann an den Nationalitätenkongress und die an-
deren freien internationalen Organisationen mit der Bitte, in 
Zukunft neben der Bearbeitung der internationalen Seite des 
Nationalitätenproblems auch im Auge zu behalten, wie wichtig 
es ist, den neuen Ideen innerhalb der Staatsvölker Eingang zu 
verschaffen. 

Dr. L. von Deák: 
Geehrte Damen und Herren! Als Vertreter der in Jugo-

slavien lebenden beiläufig eine halbe Million zählenden ungari-
schen Volksminorität habe ich die Ehre diesmal schon zum 
viertenmale an der Arbeit unseres Kongresses Teil zu nehmen. 
In einem Falle — vor zwei Jahren — war ich aus gesundheit-
lichen Rücksichten gezwungen dem Kongresse fern zu bleiben, 
aber auch in diesem Falle war es mir gelungen der Arbeit des 
Kongresses aufmerksam zu folgen und — so zu sagen — die 
Kontinuität aufrecht zu erhalten. Diese ständige Zusammenarbeit 
mit dem Kongresse und übrigens jene Tatsache, dass ich pflicht-
gemäss das Leben und die Entwicklung der einzelnen Minori-
tätsgruppen und besonders die Wirkung des Minoritätskongres-
ses auf den ganzen Komplex der Minoritätenfrage mit lebhaf-
tester Aufmerksamkeit verfolgte, geben mir das Recht — und 
wollen auch Sie mir dies Recht gewähren — auf Grund der 
Resultate unseres bisherigen Wirkens im Interesse unserer fer-
neren Arbeit einen Antrag zu stellen. 

Vorher aber und um jedem Missverständniss vorzubeugen, 
muss ich konstatieren, dass jene Motive, die den Minoritäten-
kongress geschaffen hatten, auch heute noch vollkommen be-
stehen, daher derselbe seine Existenzberechtigung beibehalten 
hat. Als vor fünf Jahren die Minoritäten Europas, die beiläufig 
40 Millionen zählen, ihre Vertreter auf unseren Kongress sand-
ten, taten selbe dies aus dem Grunde, da sie ihr Schicksal aus-
schliesslich in der Hand jenes einzigen Protektors, den die in-
ternationalen Verträge zu ihrem Protektor beorderten, nicht ge-
sichert wussten. Wir schufen in der Form dieses Kongresses ein 
zwar nicht legales, doch auch nicht illegales Organ, das eigent-
lich nur ein Memento für die öffentliche Meinung Europas sein 
sollte, dass 40 Millionen unschuldiger Seelen unter viel schlech-
teren Verhältnissen leben, als welche ihnen die Friedens- und 
Minoritäten-Verträge zu sichern gewünscht hatten. 

Heute, da wir zum fünftenmale zusammenkamen und nach-
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dem uns die Daten der diesjährigen Frühlingssession des Völ-
kerbundes zur Verfügung stehen, da wir den Pro- und Kontra 
Standpunkt unseres Protektors uns gegenüber kennen, können 
wir feststellen, dass die Lage der Minoritäten in den verflosse-
nen fünf Jahren sich um kein Jotta gebessert und dass die 
diesbezügliche Ingerenz unseres Protektors noch immer nicht 
eingesetzt hat. Wir sind demnach nicht nur existenzberechtigt, 
sondern in Anbetracht des Materials, das uns in Bezug der 
Minoritätenfrage von der vorjährigen Tagung des Völkerbundes 
zur Verfügung steht, muss ich feststellen, dass es einer gestei-
gerten Arbeit und Anstrengung bedarf, um dem Ziele unseres 
Kongresses näher zu kommen. 

Aus dem Material der vorjährigen Völkerbundsession muss 
ich konstatieren, dass unser Protektor über unser Schicksal nur 
einseitig und nicht genügend informiert ist. Bei der Abhandlung 
der Minoritätenfrage in dieser Session zeigten sich die minori-
tätsfeindlichen Beschlüsse der mit vielen Minoritäten beladenen 
Staaten stets markanter, als die tatsächlichen Beschwerden der 
Minderheiten, als stünden unserem Protektor nicht genug Daten 
zur Verfügung die auf das Los, Beschwerden und Klagen der 
Minderheiten Bezug haben, als wüsste unser Protektor gar nicht, 
dass diese Beschwerden tatsächlich bestehen und dringender 
Abhilfe bedürfen. Die Abhandlung der Minoritätenfrage geriet 
beim Aufschrei der Majoritäten-Völker ins Stocken, so dass es 
gar nicht dazu kam, wenigstens die Berechtigung der Minoritäts-
Beschwerden festzustellen. Dass unser Protektor nicht genug 
informiert ist daran trifft — meiner Meinung nach bis zu einem 
gewissen Grade auch uns ein Verschulden, da wir uns bei den 
bisherigen Kongressen nur mit Minoritätsfragen prinzipiellen 
Karakters befasst hatten — sozusagen nur die theoretische Seite 
der Frage durchleuchtet hatten. Bei einer solchen Einstellung 
fand es die öffentliche Meinung Europas, dass diese wichtige 
Frage der Minoritäten und deren unermessliche Tragweite auf 
prinzipieller Basis lösbar sei. Hätten wir uns aber auch bisher 
schon in Details eingelassen und mit Beispielen unwiderlegba-
rer Authentizität die mit der Humanität absolut nicht zu verein-
barte Knechtung einzelner Minoritätsgruppen illustriert, so hätte 
auch die öffentliche Meinung Europas — dies ist meine innigste 
Überzeugung — dieser beorderte Protektor der internationalen 
Verträge der Frage eine grössere Wichtigkeit beigemessen und 
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wenigstens die Beschwerden der Minoritäten und Majoritäten 
einander gegenübergestellt. 

Hievon abgesehen sehe ich das Verschulden an der schlech-
ten Information unseres Protektors auch darin, dass jene Be-
schlüsse, die der Völkerbund zum Schutze der Minderheiten als 
Anhang der Garantie-Verträge geschaffen, unseren Interessen 
nicht entsprechen und kann unser Protektor auf Grund dieser 
Beschlüsse zu einer entsprechenden Information überhaupt nicht 
gelangen. Umsonst waren diese Beschlüsse als Schutz der Min-
derheiten geschaffen, selbe dienen nur nominell den Interessen 
dieser, in Wirklichkeit aber sind sie eher dazu geneigt das 
Ausmass des Minderheits Rechtsschutzes von den Prärogativen 
der Mehrheit abhängig zu machen. Diese Beschlüsse nämlich 
sprechen schon von der Loyalität gegenüber der Mehrheit, 
führen schon die Staatssouverenität an, und obwohl die Min-
derheitsrechte nicht als Funktionen dieser — Loyalität, Staats-
souverenität — angeführt werden, waren selbe in der Frühlings-
session des Völkerbundes tonangebend. 

Es ist der Beschluss vom 21. IX. 1921 worauf ich Bezug 
nehme, und dessen uns am nächsten interessierender Teil fol-
gend lautet: „Das Obersekretariat, dessen Pflicht es ist, die auf 
die Art der Ausführung der Minderheitsverträge bezughabenden 
Informationen zu sammeln, hat dem Bunde nicht nur bei der 
Prüfung der wegen Verletzung der Verträge eingereichten Kla-
gen behilflich zu sein sondern wird selbem auch Pflicht gemacht, 
den Bund bei jeder Kontrolle zu unterstützen, wie die den ein-
zelnen Rassen, Religions und sprachlichen Minderheiten ange-
hörenden Individuen ihre Pflichten ihren Staaten gegenüber er-
füllen”. Die Rechtssphäre des Obersekretariats ist demnach eine 
zweifache: Erstens zu untersuchen, ob die Mehrheiten gegen 
die Minderheiten im Sinne und Geiste der Beschlüsse vorge-
hen, zweitens ob wir den Mehrheiten gegenüber eine entspre-
chende Loyalität bezeugen. 

Es zeigt sich demnach im Wirkungskreise des Obersekre-
tariats eine gewisse Latitude, welche dem Sekretariat das Recht 
verleiht die Mehrheiten in Schutz zu nehmen gegen die Min-
derheiten. Meiner Ansicht nach ist es und wird diese Latitude 
das Hinderniss zur Lösung der Minderheitsfrage sein, denn so-
lange sich das Sekretariat auch mit dem Schutze der Mehr-
heiten zu beschäftigen hat, ist zu befürchten, dass eben diese 
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Aufgabe seine ganze Zeit dermassen in Anspruch nehmen wird, 
dass es zur Feststellung der Minderheitsrechtsverletzungen über-
haupt nicht kommen wird. 

Ob diese Kontrolle der Loyalität überhaupt notwendig ist, 
darauf erlaube ich mir noch später zurückzukommen. Ob aber 
das Sekretariat seiner zweiten Aufgabe gerecht geworden ist, 
darüber erwarte und ersuche ich von Ihnen Antwort. 

Ich weiss nämlich nicht, war bei Ihnen wohl der Dele-
gierte des Sekretariats, stellte er bei Ihnen Nachforschungen 
über Ihr Schicksal an, hat er Sie wohl gefragt ob Sie Klagen, 
Grund zu Klagen haben. Kurz, ob er jene Kontrolle ausgeübt 
hat, welche durch die oben angeführten Beschlüsse ihm zur 
Pflicht gemacht wurden? Oder ob es Ihnen auch so erging, 
wie vielen anderen, so z. B. auch uns, wo der Delegierte des 
Sekretariats tatsächlich erschienen war, aber die Minderheiten 
gar nicht aufsuchte und sich mit selben überhaupt nicht ein-
gelassen hat. 

Ich z. B. habe in Erfahrung gebracht, dass der Delegierte 
dieses Amtes bei uns gewesen und auch bis Belgrad, unserer 
Hauptstadt, gelangt war. Ich muss bemerken, dass es speziell 
in Belgrad keine Minderheiten gibt. Die Minderheiten — und 
die Ihnen bekannten Massen — wohnen im Norden. In jenen 
Teilen, die durch die Friedensverträge von der gewesenen öster-
reichisch-ungarischen Monarchie abgetrennt worden sind. Der De-
legierte des Sekretariats nahm in Belgrad Wohnung, verhandelte 
auch mit den politischen Kreisen der Mehrheit, hatte auch 
sicher Aufklärung von ihnen erhalten, dann reiste er von Bel-
grad direkt nach Genf, ohne auch nur mit einem der legalen 
Vertreter der Minderheiten ein Wort gewechselt zu haben. Ich 
weiss zwar nicht, wozu der Delegierte in unser Land ge-
kommen, ob er seiner in den Beschlüssen enthaltenen Ver-
pflichtung nachgekommen war, ob er Kontrolle ausübte, wir 
können auch nicht erfahren, ob und welchen Bericht er 
von den Resultaten seiner Reise, unserem Protektor unterbreitet 
hat, doch ist es meine feste Überzeugung, dass jene Informa-
tionen, welche er über das Los der Minderheiten von Mehrheits-
Seite erhalten hat, kaum so gründlich und verlässlich sein 
können, als wenn selbe von den Minderheiten selbst geliefert 
wären. Wenn der Herr Delegierte zwecks Feststellung einer 
Diagnose gekommen ist, so hätte er den Puls des Kranken 
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fühlen sollen und sich nicht beim Erreger der Krankheit über 
die Symptome derselben und nach dem Befinden des Kranken 
erkundigen sollen. 

Wir wissen nicht Dank und Anerkennung genug für un-
seren Protektor, mit Bewunderung und Anerkennung honorieren 
wir sein unermessliches Wirken, das er im Interesse der Pazi-
fikation und des Wohlergehens der Völker ständig ausübt und 
wenn wir jetzt leise unser Wort erheben, sei dies uns nicht als 
neuere Klage oder Tadel anzurechnen, sondern nur als er-
neuertes Ansuchen, er möge seine schwierige Arbeit im In-
teresse der Völkerversöhnung weiter fördern. Und wenn er sich 
um uns bemüht, möge er seine Informationen von uns und 
nicht ausschliesslich vom überbürdeten Sekretariat einholen, 
denn selbes kann sich bei seinem vielseitigen Schaffen mit 
unserer Angelegenheit ohnehin nicht eingehend beschäftigen. 

Die Völkerbund-Beschlüsse vom 21. IX. 1921 ― wie schon 
erwähnt — machen es dem Sekretariat auch zur Pflicht zu 
kontrollieren, ob wir den Mehrheiten mit gebührender Loya-
lität begegnen. Das heisst: auch die Mehrheiten erhalten einen 
gewissen Rechtsschutz gegenüber den Minderheiten. Die Garan-
tieverträge — die den Schutz der Minderheiten bezwecken ― 
machen uns die Loyalität zur Pflicht. Auch habe ich das Gefühl, 
dass es im Geiste der Garantieverträge ist, dass der Schutz den 
Minderheiten nur bei Voraussetzung dieser Loyalität zusteht. 
Dies ist so ganz richtig. Wir haben dies auch acceptiert und 
dazu uns jedesmal bekannt. Nicht richtig aber ist es, wenn stets 
nur von dieser Loyalität gesprochen wird, und dass ohne Hin-
sicht darauf, ob diese Loyalität besteht oder nicht, die Liqui-
dierung des Minderheitschutzes immer „ad Graecas Calendas” 
verschoben wird. Die Mehrheiten nämlich sind im Bezug der 
Loyalität der Minderheiten nicht auf den Rechtsschutz des Völ-
kerbundes angewiesen, denn sie könnten sich diese Loyalität 
durch jene Sanctionen sichern, die sie in ihrem Strafrecht im 
Falle einer Übertretung dieser Loyalität in Aussicht gestellt ha-
ben. Wenn daher vom Rechtsschutz der Minderheiten gespro-
chen wird, ist es ganz überflüssig dabei noch immer Loyalität 
zu erwähnen und das Vorhandensein derselben zu betonen, dies 
ist nämlich ganz den Mehrheiten zu überlassen, die ihren illo-
yalen Minderheiten gegenüber gegebenen Falles ohne besonderen 
internationalen Eingriff ohnehin stets ihre Strafrechtsparagraphen 
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in Anwendung bringen werden. Wir wissen zu gut, dass uns 
die Minderheitsverträge keine Immunität zusichern, auch wissen 
wir, dass wir keine exterritorialen Rechte haben, und wüss-
ten wir es auch nicht, so hatten wir Gelegenheit dies aus den 
traurigen Erfahrungen der verflossenen Jahre zur Genüge zu er-
lernen. Dennoch hören wir immer und immer wieder von Seiten un-
seres Protektors die Ermahnung zur obligaten Loyalität, als 
wäre es überhaupt möglich ein illoyales Betragen vorauszusetzen. 
Wir können daher jedermann beruhigen: es gibt keine chine-
sische Mauer, die uns besser von der Verletzung der Loyalität 
bewahren könnte als jene Sanctionen, welche das Strafrecht 
jedes einzelnen Staates enthält und vor deren Anwendung uns die 
Garantieverträge niemals beschützen können. 

Wenn daher das befugte Organ des Völkerbundes auf 
Grund der Beschlüsse vom 21. IX. 1921. seine Pflicht ausübt, 
so kann es ruhigen Gewissens die Eruirung bezugs Bestand der 
Loyalität als eine Aufgabe zweiten Ranges auffassen und ge-
trost ausschliesslich über die Gravamina der Minderheiten seine 
Daten beschaffen. 

Ebenso steht die Sache, wenn wir betonen, dass der Min-
derheitsschutz die Souveränität der einzelnen Staaten nicht be-
rühren darf. Auch hierauf besteht zu Recht, was ich oben von 
der Loyalität erwähnte: jeder Staat hat seine Souveränität den 
Minderheiten gegenüber eben zur Genüge verschanzt. Diese 
unüberwindlichen Barrikaden bestehen auch hier in dem Straf-
recht der Staaten, deren Sanctionen die Minderheiten viel schwe-
rer entgehen können, als die Mehrheiten, d. h. die Minderhei-
ten können gegen selbe eben im Kampfe für ihre Rechte am 
leichtesten einen Verstoss begehen. 

Wenn wir aber ganz ernstlich von einer Verletzung der 
Souveränität sprechen, so muss festgestellt werden, dass eine 
Verminderung der Souveränität wohl besteht, aber selbe wurde 
nicht von den Minderheiten verursacht, sondern eben von den 
Garantieverträgen. Im Momente, da der Schutz der Minderhei-
ten dem Wirkungskreis der einzelnen Staaten entnommen, 
und einer internationalen Aufsicht überwiesen wurde, im Mo-
ment da es dem Völkerbunde als Recht zugewiesen wurde, 
dass selber im Interesse der Minderheiten jedem Staate gewisse 
Verpflichtungen auferlegen kann und einzelne Staaten in Aner-
kennung dieses Rechtes sich unter Kontrolle des Völkerbundes 
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begeben haben — kann von einer 100-prozentigen Souveräni-
tät nicht mehr die Rede sein. Dabei ist dies Recht des Völker-
bundes in den Garantieverträgen tatsächlich enthalten und auch 
die Verpflichtungen der einzelnen Staaten sind damit präzisiert. 
Demnach haben nicht die Minderheiten, sondern die Garantie-
verträge selbst die Abnahme der Souveränität verursacht. Wenn 
selbe daher dies verursacht haben, so können wir jetzt die Ver-
letzung der Souveränität nicht mit dem Rechtsschutz der Min-
derheiten in Parallele ziehen, sondern wäre dies zu jener Zeit 
zu verhandeln gewesen, als die Garantieverträge beschaffen und 
die Verpflichtungen übernommen wurden. 

Die Staaten, die die Garantieverträge unterschrieben, ha-
ben sich mit dieser Unterzeichnung eines Teiles ihrer Souve-
ränität begeben, wofür sie Minderheiten erhalten haben. Das ist 
ein gewöhnlicher Kauf und Verkaufsvertrag, bei welchem die 
Minderheiten als Ware, die Aufgabe eines gewissen Grades der 
Souveränität als Geld figuriert. In punkto Souveränität wollen 
wir daher den Minderheiten überhaupt keine Bedeutung bei-
messen, da die Garantieverträge, die die Souveränität vermin-
dern, „de me sine me” geschaffen worden sind. Sind aber die 
Staaten mit Minderheiten auf ihre Souveränität gar zu empfind-
lich, müssten sie daran denken, ob sie dieser ihrer Empfindlich-
keit nicht früher, z. B. vor Unterfertigung der Garantieverträge 
hätten Ausdruck verleihen sollen? 

Dies alles erwähne ich en passant hier deshalb, da an 
der Frühlingstagung des Völkerbundes, als die Herren Strese-
mann und Dandurand die Güte hatten sich mit der Minderheits-
frage zu beschäftigen und die Aufmerksamkeit unseres Protek-
tors auf die Ungeregeltheit dieser Frage lenkten, kaum mit 
einem Wort die Gravamina der Minderheiten erwähnt wurden, 
umsomehr wurde aber auf die Loyalität der Minderheiten und 
die Souveränität der Majoritäts-Staaten hingewiesen. Hieraus 
ersehe ich, dass die Mehrheits-Staaten im Anschluss an die 
Minderheitsfrage sofort auf Grund eben jener obigen Beschlüsse 
die Loyalität und Souveränität hervorzerren und Rechtsschutz 
beanspruchen. Auch kann ich konstatieren, dass die Sache 
eben bei diesen zwei Begriffen ins Stocken gerät, obwohl die 
Mehrheiten in Bezug der Verletzungen der Loyalität und Sou-
veränität nicht auf den Rechtsschutz des Völkerbundes ange-
wiesen sind. Endlich sehe ich auch, dass die Gravamina der 
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Minderheiten selbst nicht genügend klargelegt sind und nicht 
zur Gänze unserem Protektor mitgeteilt worden sind. Ich kann 
es mir nämlich nicht vorstellen, dass wenn unser Protektor 
wüsste, dass die Mehrheiten ihren in den Garantieverträgen 
übernommenen Verpflichtungen überhaupt nicht, oder nur zum 
Teile nachgekommen sind, dass es Staaten gibt, in denen die 
Minderheiten trotz voller Loyalität dennoch nur als Bürger 
zweiten Ranges dahinsiechen, dass es Minderheiten gibt die in-
folge Mangels an Schulen nicht zum elementarsten kulturellen 
Wissen gelangen können, dass es Minderheiten gibt, die ihre 
Muttersprache nicht nur vor den Gerichten und administrativen 
Behörden, sondern nicht einmal im geschäftlichen und Privat-
verkehre gebrauchen dürfen, ― wie gesagt es scheint mir un-
möglich, dass dann unser Protektor nicht von seinem Rechte 
Gebrauch machen würde und nicht zur Hilfe, zur Lebensrettung 
herbeieilen würde. 

Ich betone, dass unser Protektor nur schlecht oder nicht 
genügend informiert ist. Nur so konnte es z. B. geschehen, 
dass als im Zusammenhange mit der Minderheitsfrage die Aussen-
minister eines oder des anderen, stärker interessierten Staates 
ohne Anfrage zu erklären sich beeilten, dass die Minderheiten 
ihres Staates im Vollbesitze ihrer Rechte zufrieden sind, fand 
sich niemand, der diesen Erklärungen gegenüber die noch heute 
bestehenden Unmassen von Rechtsverkürzungen entgegengestellt 
hätte. Es ist wohl richtig, dass nicht der Minister eines Mehr-
heitsvolkes ― der demnach an einer gewissen Voreingenom-
menheit leidet — berufen ist über Gravamina der Minderheiten 
Erklärungen abzugeben, auch ist es richtig, dass die Kenner 
der Minderheitsfrage derlei Erklärungen auf ihren richtigen Wert 
reduzieren können — dennoch weil es eben wenige gibt, die 
die Frage kennen, ist es zu befürchten, dass die öffentliche 
Meinung Europas sich mit derlei ministeriellen Erklärungen 
begnügt und selben Glauben beimisst, weil eben dagegen von 
autoritativer Seite durch Aufmarsch der Minderheitsgravamina 
keine entsprechende Antwort verlautet. 

Ich nenne unseren Kongress ein nicht legales, wenn auch 
nicht illegales Organ. Ich glaube auch unser Protektor ― die 
öffentliche Meinung Europas — hält uns für ein solches. Darin 
sehe ich auch die Ursache, dass unser Protektor jenes schwerwie-
gende Material, das wir seit fünf Jahren gesammelt, weder zur 
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Zeit der Frühlingssession, noch früher nicht in Anspruch ge-
nommen hat und selbes weder den Verkündern der Loyalität 
und Souveränität, noch den lakonischen ministeriellen Erklärun-
gen entgegengestemmt hat. Ein anderes Material stand aber 
leider nicht zur Verfügung. Es ist schade, dass dies Material 
vergeblich war, obwohl es ein nicht legales Organ geliefert 
hat, weil eben die Berufenheit dieses Organes seine Legalität 
tausendfach überwiegt. 

Wenn aber unser Material bisher verloren gegangen und 
von kompetenter Seite nicht zur Anwendung gebracht wurde, 
so ist es Pflicht unseres Kongresses dafür zu sorgen, dass sel-
bes wenigstens in der Zukunft nicht verloren gehe. Meiner Mei-
nung nach wäre es Aufgabe des Kongresses, die Klage der 
einzelnen Minderheitsgruppen zu sammeln und selbe der öffent-
lichen Meinung Europas zu unterbreiten. Wenn es den Mehr-
heitsvölkern gelungen ist sich den Schutz unseres Protektors 
mit ihren unbegründeten Loyalitäts- und Souveränitätsklagen zu 
sichern und dadurch das Ausmass des Minderheitsrechtsschutzes 
zu verzögern, so kann es uns auch gelingen, die Sympathie der 
öffentlichen Meinung Europas zu gewinnen und deren Unter-
stützung zu erringen. Es ist meine feste Überzeugung, dass 
die öffentliche Meinung Europas, wenn sie unsere Klagen kennt 
und überzeugt wird, dass unsere Gravamina einem jedwedem 
Humanismus verspottenden Verfahren entspringen, selbe uns zu 
Hilfe eilt und unseren Protektor zu besserem Einsehen zwingen 
wird. 

In dieser Arbeit aber erachte ich es für ungenügend, wenn 
wir auch fernerhin nur in Allgemeinheiten aufgehen. Ich halte 
es für ungenügend, zwecks Aufklärung der öffentlichen Meinung 
Europas nur zu konstatieren, dass es Minderheiten gibt und 
dass selbe Gravamina erleiden, sondern eben zwecks ausführ-
licher Aufklärung müssen wir klar aufzählen, warum wir uns 
beklagen und worin diese unsere Klagen bestehen. Wir müs-
sen unsere Klagen einzelweise aufmarschieren lassen, damit 
selbe sich in ihrer krassen Brutalität zeigen. Wir erweisen uns 
hiemit einen guten Dienst, aber auch jenen, die geneigt sind 
sich unserer Angelegenheit ausserhalb des Völkerbundes oder 
auch im Rahmen desselben anzunehmen. 

Die praktische Ausführung dieser Detailarbeit plane ich 
folgendermassen: 
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1. Jeder Minderheitsgruppe, die als Mitglied unseres Kon-
gresses verifiziert ist, steht das Recht zu, ihre berechtigten und 
entsprechend motivierten Klagen dem Kongresse vorzulegen, 
wenn selbe 30 Tage vor Tagung des Kongresses dem Sekre-
tariat schriftlich unterbreitet worden sind. 

2. Es ist ein ständiges Sekretariat zu schaffen, dem jede 
Detail-Beschwerde zu jeder Zeit zu unterbreiten ist und es wird 
Pflicht dieses Sekretariat sein, diese Beschwerden auf ihre Rich-
tigkeit hin zu prüfen und selbe im Wege der europäischen 
Presseorgane der öffentlichen Meinung Europas zur Kennt-
niss zu bringen. 

3. Um aber zu verhindern, dass von unkompetenten Stellen 
Beschwerden eingereicht werden, die den Glauben an den Ernst 
unseres Wirkens erschüttern könnten und uns ihre unbegrün-
deten Klagen diskreditieren würden, erachte ich es schon jetzt 
als unumgänglich notwendig, dass Detail-Beschwerden nur durch 
ein verifiziertes Mitglied des Kongresses eingebracht werden 
können und die dem Sekretariat zwecks Publizierung zu unter-
breitende Beschwerde mit der Signatur der Völkerbundsliga der 
betreffenden Minderheit zu versehen ist. 

Ich habe die Ehre obiges dem Kongress als formellen 
Antrag zu unterbreiten und bitte dieses Referat zum Gegen-
stande einer Erwägung zu machen und die Arbeiten der spä-
teren Kongresse demgemäss einrichten zu wollen. 

Um Missverständnissen vorzubeugen und wenn jemand 
dagegen Einwand erheben würde, warum das Detaillieren und 
die Publikation unserer Beschwerden notwendig erscheint und 
warum die Minderheiten sich statt dessen nicht direkt an den 
Völkerbund wenden, wo doch selbe hiezu Recht und Wege haben 
― so sei es mir erlaubt auf die am 22. X. 1920. in Bruxelles 
gebrachten Beschlüsse des Völkerbundes hinzuweisen, die fol-
gend lauten: „Hier ist die Rede von einem Rechte und von 
einer Verpflichtung der im Rate vertretenen Mächte und dies 
Recht weist selbe darauf hin, sich mit besonderem Interesse 
dem Schutze der Minderheiten zu ergeben”. Weiters: „Es ist 
Pflicht des Völkerbundes sich zu überzeugen, ob die Beschlüsse 
über die Minderheiten stets vollstreckt werden?” Demnach ist 
die sua sponte übernommene Pflicht unseres Protektors offen-
kundig, die auch ohne eingelangte Petitionen besteht: Das sollte 
heissen, dass die Minderheiten nicht verpflichtet sind mittels 
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Petitionen die Aufmerksamkeit der Welt darauf zu lenken, dass 
einzelne Staaten die Beschlüsse nicht einhalten, sondern der 
Protektor müsste ex offo das vertragswidrige Vorgehen fest-
stellen und auch den Rechtsschutz hiefür angedeihen lassen. Es 
ist daher eine irrige Annahme, den Rechtsschutz von den ein-
gelangten Petitionen abhängig zu machen, denn weder die an-
geführten, noch andere Beschlüsse machen den Minderheiten 
die Petitionen zur Pflicht, sondern verleihen ihnen selbe als 
Recht. Den Geist der Beschlüsse in Betracht ziehend, so walten 
selbe als Schutzengel über das Leben der Minoritäten, als 
Schutzengel, der ohne Aufruf stets zur Stelle ist und von den 
Minderheiten die Angriffe der Mehrheiten fernhält. 

Indem ich meinen Antrag stelle, betone ich nochmals, dass 
mich dabei nicht ein Schimmer von Antagonismus gegen eine 
oder die andere Mehrheitsnation leitet. Ich glaube damit nur 
dem Interesse der Minderheiten und der Verbesserung ihrer 
Lage zu dienen. Mich leitet ausschliesslich jener Geist, der 
Lord Parmour durchdrang, als er bei der diesjährigen Früh-
lingstagung des Völkerbundes erklärte: „Das Einhalten der den 
Minderheiten gegenüber übernommenen Verpflichtungen ist vom 
Standpunkte des europäischen Friedens aus am wichtigsten, denn 
solange die politischen, religiösen und kulturellen Rechte der 
Minderheiten nicht erfüllt werden, kann von einem restlosen 
Frieden keine Rede sein”. 

Abg. Brandsch (Deutscher aus Rumänien) erinnert an den 
Ausspruch Briand’s, dass der Friede durch das Minoritäten-
problem nicht gestört werden dürfe und führt aus, dass die 
Minderheiten nur dann Hoffnungen hegen dürfen, wenn die 
Entwicklung des Minderheitenrechtes sich in friedlicher und 
organischer Weise abspielt. Schon in den Eingaben der Minder-
heiten an den Völkerbund habe man eine Friedensstörung er-
blicken wollen. In der Tat sei das auch eine Störung, aber 
keine Störung des Friedens, sondern eine Störung der faulen 
Friedhofsruhe. Es sei Tatsache, dass man sich in letzter Zeit 
viel mit der internationalen Seite des Nationalitätenproblems be-
fasst habe. Das sei auch richtig gewesen und müsse auch in 
Zukunft so bleiben. Daneben aber müsse der innerpolitischen 
Front mehr Aufmerksamkeit als bisher zugewendet werden. 
Insbesondere sei es eine dankbare Aufgabe für den Kongress, 
sich dem Problem zuzuwenden, welches sich auf dem nationa-

336 



litätenpolitischen Gebiet für die Staaten darbietet. An Hand 
zahlreicher Beispiele zeigt Redner die fruchtbare Arbeit, die 
in dieser Richtung geleistet werden kann. Gerade durch diese 
Art der Betätigung könnte der Kongress erneut zeigen, dass 
er nicht auf Zerstörung aus ist, sondern einer aufbauenden 
Arbeit dient. 

Dr. v. Medingen (Deutscher in der Tschechoslovakei): Die 
Deutschen in der Tschechoslovakei kann man ihrer Zahl halber 
schon nicht mehr „Minderheit” nennen. Die Verfassung ist aber 
ohne ihre Mitarbeit ausgearbeitet worden, ist oktroyiert und 
gibt den Minderheiten nicht die Rechte, die sie als bedeutender 
Bestandteil des Staatsvolkes fordern können. 

Auf dem Wege durch loyale Arbeit eine Besserung des 
Verhältnisses herbeizuführen, bildet der Beitritt der deutschen 
Parteien eine Etappe. Dieser hat die gewünschten Erfolge noch 
nicht gebracht, höchstens die Form innerpolitischer Auseinander-
setzungen erfreulicher gestaltet. Daher hat sich die aussen-
politische Geltung der Deutschen in der Tschechoslovakei 
kompliziert, denn Vertreter einer Regierungspartei können na-
türlich nicht ganz ungebunden auftreten. 

Briand hat Unrecht, wenn er von der Lösung des Minori-
tätenproblems in der Tschechoslovakei spricht. Die deutsche 
Minorität steht voll und ganz hinter dem Programm des 
Kongresses auf Ausbau der Minderheitenrechte. Wie Herr 
Motzkin bedauert der Redner die oft spöttischen und ironischen 
Reden von Ratsmitgliedern über Minderheitenfragen. Man scheint 
zu vergessen, dass noch heute ein ungeheures Elend sich hinter 
diesen Fragen verbirgt. Die Gefahren drohen nicht nur den 
Minderheiten selbst, sondern allen Völkern, die diese Zustände 
dulden. 

Dr. Margulies: 10 Jahre sind vergangen, seit die beste-
henden Minderheitenverträge geschaffen wurden. Diese Jahre 
haben eine ununterbrochene Reihe von Enttäuschungen ge-
bracht. Aber das schlimmste, was eine Minderheit tun kann 
ist, die Hoffnung zu verlieren. Man betrachte nur das 5-jährige 
Bestehen des Minderheitenkongresses. Sein Bestehen allein ist 
ein Beweis für die Kraft desselben. 

Es ist kein Zeichen von staatsmännischer Klugheit, sich 
mit der Feststellung zu begnügen, dass 35 ― 40 Millionen 
Menschen unzufrieden sind. Vielmehr sollen sowohl die Re-
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gierungen als auch der Völkerbund die Mitarbeit der Minder-
heiten suchen, Mitarbeiter aber als Subjekte und nicht als 
Objekte. 

Wenn die Rechtsauffassung sich durchgesetzt haben wird, 
dass die Minderheiten kein Schreckgespenst sind, sondern, dass 
man sie in- und ausserhalb der Staaten mitarbeiten lassen 
muss, dann wird man vielleicht gar keine Änderung der Pro-
zedur brauchen. Ist das Problem der Minderheiten doch, wie 
der Herr Präsident schon sagte, vor allem ein moralisches und 
man soll trachten, die kulturellen Kräfte der Minderheiten zu 
erfassen. 

Vormittagssitzung vom 27. August 1929 11 Uhr. 
Senator Jesser (Deutscher aus der Tschechoslovakei) exem-

plizifiert die Aufgabe der Nationalitätenpolitik an den Verhält-
nissen in der Tschechoslovakei. Das Mass der Selbstgestaltungs-
möglichkeiten, die einer Minderheit eingeräumt werden, muss 
unbedingt dem Masse ihres kulturellen, sozialen und wirtschaft-
lichen Eigenlebens entsprechen. Was für eine kleine Gruppe, 
die womöglich noch zerstreut siedelt, vollkommen ausreichend 
sein mag, genügt noch lange nicht für ein in sich geschlosse-
nes grosses Volkstum. So seien z. B. die Deutschen in der 
Tschechoslovakei durchaus keine ethnische Minderheit, denn in 
ihren Gebieten stellten sie die Mehrheit dar, sondern bloss eine 
politische. In der Verkennung dieser Situation liege eine ganz 
grosse Gefahr für den europäischen Frieden. Was ein politisches 
Ereignis geschaffen hat, kann ein anderes wieder zerstören. 
Umso bedeutsamer sei es, dass die überwiegende Mehrheit der 
Deutschen in der Tschechoslovakei den tschechoslovakischen 
Staat dadurch anerkenne, dass sie die Selbstverwaltung als ihr 
politisches Endziel aufgestellt hat. Was die Deutschen verlang-
ten, sei nichts anderes als zweites staatstragendes Volk in ihrem 
Staate anerkannt zu werden. Tschechischerseits werde diese Ein-
stellung fast durchwegs leidenschaftlich bekämpft und als Illo-
yalität angesehen. Das Wort eines einflussreichen tschechischen 
Politikers, der für die Tschechoslovakei als Ideal aufstellte, eine 
zweite Schweiz zu werden, werde nur zu gern vergessen. Die 
Verhältnisse lägen aber gerade in der Tschechoslovakei so, dass 
hier die Möglichkeit zu der Entstehung eines wirklich modernen 
Staates vorhanden ist. 

Abg. Hasselblatt (Deutscher aus Estland) warnt dringend 
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davor, bei dem Suchen nach den Lösungsmöglichkeiten für das 
Nationalitätenproblem nur eine, die demokratische Staatsform 
im Auge zu behalten. Margulies habe gestern gemeint, unser 
Feind stehe überall dort, wo es keine wahre Demokratie gibt. 
Solch eine wahre Demokratie gäbe es heute vielleicht nur in 
England. In Wirklichkeit stehe unser Feind da, wo der Natio-
nalstaat mit dem Staatsabsolutismus eine Symbiose eingegangen 
ist. Beide Staatsformen für sich allein genommen, liessen den 
Nationalitäten genügend Lebensraum. Weiter kommt Redner auf 
den Völkerbund zu sprechen, und fordert den Kongress auf, 
sich nicht nur auf die Aufstellung von Wünschen zu beschrän-
ken, sondern auch die Wege ihrer Verwirklichung zu weisen. 
Was habe z. B. mit dem wertvollen Material zu geschehen, das 
durch die Enquête des Adatci-Comités zusammengetragen wurde. 
Es sei verhängnisvoll, wenn alle die hier geäusserten Gedan-
ken, Vorschläge vom Völkerbund einfach in den Akten begra-
ben werden. Der V. B. müsse Mittel finden, alle diese An-
regungen glücklich durchzuarbeiten und zu diesem Zweck ein 
besonderes Organ schaffen. 

Paliew (Ukrainer aus Polen) betont den Unterschied zwi-
schen wirklichen Minderheiten und solchen Gruppen, die auf 
ihrem Gebiet die Mehrheit darstellen. Es sei nicht zulässig, in 
allen Fällen die gleichen Normen anzuwenden. Obwohl die 
Ukrainer besondere Gesichtspunkte vertreten, beteiligten sie sich 
an der Arbeit des Kongresses, weil auch sie an der Besserung 
der Verhältnisse in der gegebenen Lage mitarbeiten wollten. 

Zaloziecki (Ukrainer aus Rumänien) betont, dass es un-
wahr sei, wenn von gewisser Seite die Behauptung aufgestellt 
wird, dass die nationale Bewegung unter den ukrainischen 
Bauern in Rumänien künstlich in die Wege geleitet worden sei. 
Im Gegenteil, die Führung hätte oft Mühe, die Bauern davon 
zu überzeugen, dass ihre nationalen Forderungen weiter gingen 
als eine praktische Verwirklichung möglich ist. Es sei an der 
Zeit, endlich Klarheit über die Siedlungsverhältnisse zu schaffen 
und den Beweis zu führen, dass das nationale Erwachen spontan 
und kräftig war. 

Iwano (Bulgare aus Rumänien) erkennt an, dass die Ver-
hältnisse sich unter der Maniu-Regierung in mancher Hinsicht 
gebessert hätten. Mit dem Aufbau des zerstörten Schulwesens 
sei aber noch immer nicht begonnen worden und auch die 
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Frage der Agrarreform wäre noch in keiner Weise gemildert. 
Solange auf diesen beiden Gebieten nicht Abhilfe geschaffen 
worden ist, könne von wirklichem Fortschritt nicht die Rede 
sein. 

Damit sind die Diskussionen zum ersten Punkt der Tages-
ordnung abgeschlossen. 

Wegen Raummangel ist es uns unmöglich, die zu den 
übrigen Punkten verlauteten Vorträge wiederzugeben, welche 
wir womöglich in der kommenden Nummer bringen werden. 
Doch erachten wir es für notwendig, die gebrachten Resolu-
tionen im Wortlaut wiederzugeben. Diese sind folgende: 

Resolution zu Punkt I. der Tagesordnung:. 
«Völkerbund und Minoritäten». 

Die nationalen Minderheiten, welche sich in dem Kongress 
der europäischen Nationalitäten vereinigten, haben von ihrer 
ersten Genfer Tagung im Jahre 1925 ab ihrer Überzeugung 
Ausdruck gegeben, dass eine Lösung der nationalen Fragen 
innerhalb der einzelnen Staaten durch eine unmittelbare Ver-
ständigung zwischen den Völkern, zwischen Mehrheit und Min-
derheit gesucht werden muss. Dieser Weg der unmittelbaren 
Verständigung ist auch in einzelnen Fällen und nicht ohne Er-
folg begangen worden. 

Der Völkerbund ist durch die Minderheitenschutzverträge 
zum Hüter dieser Verträge und zum Schützer der Minderheiten 
bestellt worden. Wie von der Tribüne dieses Kongresses immer 
wieder verkündet worden ist, hat aber darüber hinaus der 
Völkerbund als Träger der Idee der Völkerverständigung die 
Aufgabe, eine allgemeine Regelung des nationalen Minderheiten-
problems zu suchen und herbeizuführen; auf diesem Wege die 
Voraussetzungen für die friedliche Verständigung in den ein-
zelnen Staaten von Volk zu Volk zu schaffen und die Verallge-
meinerung jener Grundsätze europäischer Kulturgesinnung, als 
deren Ausfluss die verträglichen Bestimmungen über den Min-
derheitenschutz, die in dem Briefe von Clémenceau bezeichnet 
worden sind, zu verwirklichen. 

Pe r ersten Aufgabe gegenüber, Hüter der verträglichen 
Minderheitenschutzbestimmungen zu sein, hat der Völkerbund 
bisher versagt. Er hat sie an einer ängstlichen und misstrauischen 
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Prozedur und an ihrer gleichgestimmten Handhabung scheitern 
lassen. 

Die von diesem Kongress und von anderen Stellen unter-
nommenen Bemühungen, wenigstens die Prozedur zu verbessern, 
haben zwar zu einem gewissen Erfolg geführt, im Ganzen je-
doch nur ein unbefriedigendes Ergebnis gebracht. Insbesondere 
ist der Forderung nach allgemeiner Publizität im Beschwerde-
verfahren nicht entsprochen worden. Der Geist, aus welchem 
die Verbesserungen der Prozedur abgelehnt oder auch zu-
gestanden wurden, ist eine Enttäuschung für den Kongress, für 
Alle, die mit ihren Hoffnungen am Völkerbund und an den 
Ideen hängen, aus denen er entstanden ist und die seinen In-
halt und Zweck bilden sollen. 

Eine wirkliche Besserung der Situation auf dem Wege 
zur allgemeinen Regelung des Problems könne nur geschaffen 
werden, aus einem Geiste und einer Gesinnung, welcher die 
Achtung vor der nationalen und kulturellen Individualität jeder 
menschlichen Gemeinschaft und die Respektierung jeder solchen 
Individualität selbstverständliche Konsequenz der allgemeinen 
Kulturgesinnung und Rechtsüberzeugung ist. Dieser Geist gegen-
seitiger Achtung sucht seine Quelle nicht in zufälligen kodifi-
zierten Bestimmungen, seine Grenze nicht in der mehr- oder 
minder engherzigen Auslegung. 

Der Kongress erinnert daran, dass die Vollversammlung 
des V. B. im September 1922 sich zu dieser Auffassung bekannt 
hat. Aber er stellt gleichzeitig fest, dass diese Proklamation der 
Völkerbundversammlung bisher kein Anfang geworden, sondern 
das Ende einer Entwicklung geblieben ist. 

Der Kongress erinnert daran, dass sich der V. B. im inter-
nationalen Arbeitsamt zur Schlichtung und Regelung der so-
zialen Probleme, die als Konflikte Staat und Gesellschaft er-
schüttern, ein Organ geschaffen hat, in welchem in vollkom-
mener Unabhängigkeit und Gleichberechtigung Staaten und 
soziale Gruppen dieser Staaten, Starke und Schwache, mit-
einander an der Lösung dieser grossen Probleme zusammen 
arbeiten. In dieser Institution erblickt der Kongress ein Vorbild, 
dessen Verwirklichung geeignet erscheint, den Gesamtkomplex 
der Aufgaben des Völkerbundes in der Minderheitenfrage, den 
Schutz der nationalen Minderheiten, die Schlichtung von 
Konflikten und die Vorbereitung und allgemeine Durchsetzung 
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der Grundsätze des Schutzes der nationalen Minderheiten einer 
Lösung zuzuführen. 

Aus diesen Erwägungen gelangt der Kongress zu fol-
genden Entschliessungen: 

1. Die Sicherung der nationalkulturellen und staatsbürger-
lichen Rechte der nationalen Minderheiten soll zu einem ver-
pflichtenden Grundsatze der europäischen Rechtssatzung werden. 

2. Zur Behandlung und Erledigung der einzelnen aus dem 
Minderheitsproblem und den Minderheitsschutzbestimmungen sich 
ergebenden Fragen und zur Weiterentwicklung und allgemeinen 
Regelung des Minderheitenrechtes, ist eine ständige Institution 
beim Völkerbund nach Analogie des internationalen Arbeits-
amtes zu schaffen. 

3. Der Kongress erklärt wiederholt seinen Willen und 
seine Bereitwilligkeit, an der friedlichen Lösung des Minder-
heitenproblems und an jedem Versuche dazu mitzuarbeiten. 

Resolution 
betreffend den Verband der Minderheitenjournalisten. 

Der fünfte europäische Nationalitätenkongress begrüsst die 
Absicht aufs wärmste, einen europäischen Verband der Minder-
heitenjournalisten zu gründen. Der Kongress spricht die Über-
zeugung aus, dass dieser Verband berufen sein wird, ausser der 
Wahrung der Standesinteressen der Minderheitsjournalisten und 
der Förderung der gemeinsamen Interessen der Minderheiten-
presse besonders wirksam mittätig zu sein an der Annäherung 
der europäischen Völker. Der Verband der Minderheitenjourna-
listen kann und soll ein vermittelndes Organ der intellektuellen 
Völkerverständigung werden. 

Genf, den 28. August 1929. 

Resolution 
betreffend «Internationale Organisationen. 

Der Kongress der europäischen Nationalitäten konstatiert 
und dankt für die Aufmerksamkeit der Völkerbundligenunion 
gegenüber den Minderheiten und vor allem für die verwirklich-
ten hervorragenden Arbeiten während des abgelaufenen Jahres, 
das ein kritisches Jahr für das Minderheitenrecht genannt wer-
den muss. Sowie an die Union der Völkerbundligen richtet sich 
dieser Dank als auch an die Interparlamentarische Union. 
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Der Kongress der europäischen Minderheiten fordert die 
nationalen Gruppen auf, den Arbeiten jener Institutionen zu fol-
gen, die sich mit dem Fortschritt des internationalen Rechtes 
befassen. Er ladet auch die nationalen Gruppen ein, an dem 
Vorgehen dieser internationalen oder lokalen Vereinigungen mit-
zuarbeiten und spezielle Komités zu bilden, als Vertreter der 
Minderheiten und Anhänger der internationalen juridischen Ver-
einigungen und im allgemeinen als Teilnehmer der hauptsäch-
lichen demokratischen und pazifistischen Vereinigungen inter-
nationalen Karakters, die dem Völkerrecht günstig gestimmt sind. 

Resolution 
betreffend «Intellektueller Zusammenarbeit.» 

Der Kongress der europäischen Nationalitäten beschliesst: 
In Anbetracht des Umstandes, dass die internationale Zu-

sammenarbeit auf politischem Gebiet nicht möglich ist, wenn 
sie nicht auch auf intellektuellem Gebiete besteht, in der Fest-
stellung, dass es mit Bezug auf die offiziellen Organe der In-
tellektuellen Zusammenarbeit kulturelle, begünstigte Gruppen 
gibt, sowie kulturelle angeschlossene minoritäre Gruppen, indem 
es diesen letzteren unmöglich ist, an den internationalen wissen-
schaftlichen Arbeiten teilzunehmen, so dass sie solcherweise in 
dem eigentlichen Grundsatze der intellektuellen Zusammenarbeit 
schwer geschädigt sind, drückt der Kongress den Wunsch 
aus: 

dass in der Kommission der wissenschaftlichen Zusammen-
arbeit des Völkerbundes die Vertreter der nationalen Gruppen, 
die sich mit Bezug auf ihre Staaten in der Lage der nationalen 
Minderheit befinden, gerechterweise offizielle Aufnahme finden 
sollen; 

dass diese Kommission des Völkerbundes dem internatio-
nalen Institut für intellektuelle Zusammenarbeit von Paris Er-
leichterungen gewähre, um auch ausserhalb der zentralen Kom-
missionen jedes Staates, aber in Verbindung mit ihr, spezielle 
Kommissionen bilden zu können, welche rechtsmässig die in-
tellektuellen Interessen jeder Minorität beim Internationalen In-
stitut intellektueller Zusammenarbeit in Paris direkt vertreten 
dürfen, um auf diese Weise unmittelbar und wirksam an den 
internationalen wissenschaftlichen Arbeiten mitzuwirken. 
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Resolution 
betreffend Statistisches Handbuch. 

Der europäische Nationalitätenkongress hat mit Genug-
tuung von den Vorarbeiten Kenntnis genommen, die für die 
Herausgabe eines statistischen Handbuches der europäischen 
Nationalitäten geleistet wurden. Der Kongress spricht zuerst un-
serem Kollegen, Herrn Estelrich für seinen Vorschlag und den 
Herren Prof. Dr. Winkler, Dr. Auerhahn und Dr. Zizek für 
diese wertvollen Arbeiten seinen Dank aus. 

Er beauftragt den Ausschuss, direkt eine Zusammenkunft 
der statistischen Vertrauensleute der dem Kongresse angehö-
renden Volksgruppen die Grundsätze, nach denen die Heraus-
gabe des Handbuches zu erfolgen hätten, zu studieren. 

Resolution 
betreffend das Institut für Nationalitätenkunde. 

Das allgemeine Interesse, das sich die europäische Natio-
nalitätenbewegung heute nicht nur bei den Nationalitäten selbst, 
sondern auch bei weiten Kreisen der Staatsvölker erworben 
hat, sowie das Vertrauen jener Kreise, die mit ehrlichem Willen 
die Gestaltung eines friedlichen Zusammenlebens der Völker 
und Staaten anstreben, legt dem europäischen Nationalitäten-
kongress die Pflicht auf, die gründliche und wahrheitsgetreue 
Klärung aller Probleme zu veranlassen, die von der europäischen 
Nationalitätenbewegung aufgeworfen worden sind. 

Der europäische Nationalitätenkongress hält deshalb die 
Schaffung eines intereuropäischen Institutes für Nationalitäten-
kunde für unbedingt nötig. Er ist überzeugt, dass viele Unstim-
migkeiten, die dem vertrauensvollen Zusammenarbeiten der Völ-
ker heute noch im Wege stehen, nicht so sehr auf bösen Wil-
len zurückzuführen sind, als auf Missverständnisse und Unklar-
heiten über wesentliche Grundlagen des Nationalitätenproblems. 

Der Kongress hofft, dass in dem Institute für Nationalitä-
tenkunde durch die Zusammenarbeit aller Völker Europas wert-
volle Arbeit für die endgültige Regelung der Verhältnisse zwi-
schen Völkern und Staaten geleistet werden wird und beauftragt 
den Ausschuss des Nationalitätenkongresses, die baldige Grün-
dung des Institutes mit allen Mitteln anzustreben. 

Genf, den 28. August 1929. 
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